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§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr

(1) Der Verein führt den Namen Kriminologische Zentralstelle (KrimZ). Er ist in das Vereins-
register des Amtsgerichts einzutragen.

(2) Der Sitz des Vereins ist Wiesbaden.

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zweck des Vereins

(1) Aufgabe des Vereins ist es, die kriminologische Forschung zu fördern und kriminolo-
gische Erkenntnisse für die Forschung, Gesetzgebung, Rechtspflege und Verwaltung 
zu vermitteln und zu erarbeiten. 
Der Verein soll darüber hinaus zur Prävention von Menschenrechtsverletzungen sowie 
zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte beitragen.
Zur Verwirklichung seiner Ziele soll der Verein namentlich

 a) kriminologisch bedeutsame Unterlagen erfassen und auswerten,
 b) Methoden der Erfassung, Sammlung und Auswertung kriminologisch bedeutsamer

Unterlagen und Daten entwickeln,
 c) kriminologische Forschungsvorhaben und Forschungsarbeiten registrieren,
 d) in der kriminologischen Forschung tätige Stellen und Personen bei der Koordinierung 

von Forschungsvorhaben beraten und in ihrer Forschung unterstützen,
 e) Stellen und Personen, die Probleme der Verbrechensverhütung und Verbrechens-

bekämpfung einschließlich des Strafvollzugs durch kriminologische Forschung klären 
wollen, bei der Fassung und Vergabe von Forschungsaufträgen beraten und unterstüt-
zen,

 f) mit dem kriminologischen Dienst im Strafvollzug zusammenarbeiten,
 g) die nationalen Mechanismen zur Verhütung von Folter nach dem Fakultativprotokoll zu 

dem Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, 
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe (Bundesstelle und 
Länderkommission zur Verhütung von Folter) unterstützen.

(2) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
§ 52 AO 1977. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirt-
schaftliche Zwecke.

(3) Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 
Die ordentlichen und korrespondierenden Mitglieder erhalten in dieser Eigenschaft kei-
ne Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Ordentliche Mitglieder, die ausscheiden, und 
korrespondierende Mitglieder, die ausscheiden oder ausgeschlossen werden, haben 
keinen Anspruch auf das Vereinsvermögen.

(4) Es darf keine Person durch Zuwendungen, die den Zwecken des Vereins fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 3 Eigene Forschung

(1) Kann ein praxisbezogenes Forschungsvorhaben von anderen Forschungseinrichtungen
nicht durchgeführt werden, so übernimmt der Verein auf Ersuchen eines Gesetz-
gebungsorgans des Bundes oder der Länder oder eines ordentlichen Mitglieds die Pla-
nung, Leitung oder Durchführung des Forschungsvorhabens, wenn die ordentlichen 
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Mitglieder mit Stimmenmehrheit (§ 8 Abs. 7 Satz 1) zustimmen. Soweit der Verein der-
artige Forschungsvorhaben nicht gleichzeitig erledigen kann, sind Aufträge der Bundes-
republik Deutschland einerseits und der Länder andererseits in gleichem Umfang zu 
berücksichtigen.

(2) An der Planung eines eigenen Forschungsvorhabens des Vereins sollen alle an dem 
Forschungsvorhaben wissenschaftlich Arbeitenden mitwirken. Den von dem Verein an-
gestellten wissenschaftlichen Mitarbeitern, die nicht unmittelbar an dem Forschungs-
vorhaben beteiligt sind, wird Gelegenheit gegeben, zu der Planung und ihrer Durch-
führung Stellung zu nehmen. Sie werden über den Beginn, den Fortgang und das Er-
gebnis des Forschungsvorhabens unterrichtet.

(3) Die Durchführung des Forschungsvorhabens steht unter der wissenschaftlichen Leitung
eines oder mehrerer an dem Forschungsvorhaben wissenschaftlich Arbeitenden.

(4) Die Ergebnisse eigener Forschungsaufgaben und solcher, die durch den Verein unter-
stützt werden, sollen den interessierten Stellen zugänglich sein.

(5) Das Nähere ist in der Vereinsordnung (§ 9 Abs. 4 Buchst. a) und in den Richtlinien für 
Forschungsvorhaben (§ 9 Abs. 4 Buchst. b) zu regeln.

§ 4 Zusammenarbeit mit anderen Stellen

(1) Der Verein arbeitet zur Erfüllung der in § 2 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 genannten Aufgaben 
eng zusammen mit allen Einrichtungen, die kriminologische Forschung betreiben oder 
fördern, insbesondere mit den Universitäten, dem Bundeskriminalamt, der Deutschen 
Hochschule der Polizei und der Deutschen Forschungsgemeinschaft.

(2) Der Verein und das Bundeskriminalamt stimmen Forschungsvorhaben und sonstige 
Vorhaben gemeinsamen Interesses miteinander ab. Sie prüfen insbesondere, ob und 
inwieweit es sich empfiehlt, solche Vorhaben durch eine Einrichtung allein oder in Zu-
sammenarbeit auszuführen. Die technischen und die sonstigen Hilfsmittel der einen 
Einrichtung können bevorzugt von der anderen Einrichtung benutzt werden. Satz 1 und 
2 gelten auch für die Zusammenarbeit zwischen dem Verein und der Deutschen Hoch-
schule der Polizei.

§ 5 Mitgliedschaft

(1) Ordentliche Mitglieder des Vereins sind

a) die Bundesrepublik Deutschland,
b) die Länder der Bundesrepublik Deutschland.

(2) Natürliche Personen, juristische Personen und Personenvereinigungen, die kriminologi-
sche Forschung betreiben oder sonst fördern, und die bereit sind, in Zusammenarbeit 
mit dem Verein an der Erfüllung der in § 2 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 genannten Aufgaben 
mitzuwirken, können mit ihrer Zustimmung auf Vorschlag des Vorstandes oder des Bei-
rats von der Mitgliederversammlung zu korrespondierenden Mitgliedern ernannt wer-
den.

(3) Die Mitgliedschaft erlischt durch Austritt. Er kann nur schriftlich unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von einem Jahr zum Schluss eines Geschäftsjahres gegenüber dem 
Vorstand erklärt werden.



4

(4) Ein korrespondierendes Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden,

a) wenn es die Interessen des Vereins verletzt hat oder
b) wenn sein Verbleiben in dem Verein dessen Ansehen schädigen könnte.

§ 6 Beiträge

(1) Die ordentlichen Mitglieder zahlen einen Zuschuss zu den im Haushalt ausgewiesenen 
Kosten gemäß Nr. 2 der Vereinbarung zwischen Bund und Ländern über die Errichtung 
einer Kriminologischen Zentralstelle.

(2) Die korrespondierenden Mitglieder haben Beiträge nicht zu leisten.

§ 7 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind

a) die Mitgliederversammlung,
b) der Vorstand,
c) der Beirat.

§ 8 Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung nimmt den Jahresbericht entgegen und prüft die Jahres-
rechnung. Sie wählt den Vorstand und entscheidet über dessen Entlastung. Sie be-
schließt ferner über

a) die Bewilligung des Haushaltsplans,
b) die Vereinsordnung,
c) die Zustimmung zu Verträgen mit weiteren hauptamtlichen Wissenschaftlern (§ 9 Abs. 3

S. 3),
d) die Richtlinien für die Koordinierung, Vermittlung, Vergabe und Unterstützung von For-

schungsvorhaben sowie für die Planung, Leitung und Durchführung von Forschungs-
vorhaben nach § 3 Abs. 1,

e) Änderungen der Satzung,
f) die Auflösung des Vereins.

(2) Die Mitgliederversammlung bestimmt aus ihrer Mitte ein Mitglied, das im Namen des 
Vereins die Dienstverträge mit dem Direktor und seinem Stellvertreter abschließt. Der 
Inhalt der Verträge bedarf der Billigung durch die Mitgliederversammlung.

(3) Die Mitgliederversammlung wird von dem Vorstand wenigstens einmal im Jahr einberu-
fen. Sie ist ferner einzuberufen auf schriftlichen Antrag des Beirats oder von ordentli-
chen Mitgliedern, die über ein Drittel der Gesamtstimmen der Mitgliederversammlung 
verfügen.

(4) Zur Mitgliederversammlung ist mit einer Frist von wenigstens zwei Wochen unter Anga-
be der Tagesordnung schriftlich einzuladen. Anträge von Mitgliedern, die auf die Tages-
ordnung gesetzt werden sollen, müssen mindestens eine Woche vor der Versammlung 
schriftlich dem Vorstand eingereicht werden. Anträge, die auf die Tagesordnung gesetzt
werden, sind unverzüglich von dem Vorstand den Vereinsmitgliedern mitzuteilen. Anträ-
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ge, die nicht auf der Tagesordnung stehen, können behandelt werden, wenn mindes-
tens 75 % der Gesamtstimmen zustimmen.

(5) Die Mitgliederversammlung wird von dem Vorstand vorbereitet und von einem aus der 
Mitte der Mitgliederversammlung gewählten Mitglied geleitet.

(6) In der Mitgliederversammlung verfügen die Bundesrepublik Deutschland über 44 % und
die Länder über 56 % der Gesamtstimmen. An den Stimmen, die den Ländern zuste-
hen, hat jedes Land den gleichen Anteil.

(7) Beschlüsse können nur mit mindestens 75 % der Gesamtstimmen gefasst werden. Der 
Beschluss gemäß § 14 Abs. 2 bedarf einer Mehrheit von 85 % der Gesamtstimmen.

(8) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn die Einladungen drei Wochen vor 
der Versammlung zur Post gegeben worden sind und mindestens 75 % der Stimmen 
vertreten sind.

(9) Ist die Mitgliederversammlung nach Abs. 8 beschlussunfähig, so ist binnen eines Mo-
nats zu einer weiteren Mitgliederversammlung mit einer Frist von wenigstens zehn Ta-
gen durch eingeschriebenen Brief erneut einzuladen. Die Mitgliederversammlung ist in 
der erneuten Sitzung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder be-
schlussfähig. Beschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst; 
hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.

(10) Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins können nur mit mindestens 90 % 
der Gesamtstimmen beschlossen werden.

(11) Über jede Sitzung ist eine Niederschrift aufzunehmen, die der Leiter der Versammlung 
und der Direktor des Vereins unterzeichnen. Die Niederschrift ist den Mitgliedern binnen
eines Monats zuzusenden.

§ 8a Beschlussfassung der Mitglieder außerhalb der Mitgliederversammlung

(1) Beschlüsse der Mitglieder können auch außerhalb einer Versammlung in schriftlicher 
oder elektronischer Form gefasst werden. Dieses Verfahren findet keine Anwendung für
Beschlüsse über den Haushaltsplan (§ 14 Abs. 2), über Satzungsänderungen oder die 
Auflösung des Vereins (§ 8 Abs. 10).

(2) Das schriftliche oder elektronische Verfahren wird von einem Mitglied oder von dem 
Vorstand eingeleitet. Die Mitglieder geben ihre Stimmen binnen eines Monats in Text-
form ab. Die Abstimmung wird abgebrochen, wenn mindestens drei Mitglieder innerhalb
dieser Frist dem Verfahren widersprechen. Beschlüsse können nur mit mindestens 
75 % Gesamtstimmen gefasst werden. Für die Verteilung der Gesamtstimmen gilt § 8 
Abs. 6.

(3) Der Vorstand gibt das Ergebnis der Abstimmung den Mitgliedern bekannt.

§ 9 Vorstand

(1) Der Vorstand des Vereins besteht aus dem Direktor und einem Stellvertreter. Sie sind 
hauptamtlich bei dem Verein tätig.

(2) Der Direktor und sein Stellvertreter werden von der Mitgliederversammlung gewählt. 
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Wiederwahl ist zulässig. Die Amtszeit des Vorstandes beträgt bei der ersten Wahl drei 
Jahre, bei der ersten und jeder weiteren Wiederwahl fünf Jahre.

(3) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins nach näherer Bestimmung der Vereins-
ordnung. Er regelt alle Angelegenheiten des Vereins, die nicht anderen Vereinsorganen 
übertragen sind. Für Verträge mit weiteren hauptamtlichen Wissenschaftlern (ausge-
nommen Forschungsassistenten) bedarf er der Zustimmung der Mitgliederversamm-
lung. Der Vorstand entscheidet über die Planung, Vergabe, Unterstützung und Durch-
führung von Forschungsvorhaben; zu Ersuchen nach § 3 Abs. 1 nimmt er Stellung und 
unterbreitet den ordentlichen Mitgliedern einen Entscheidungsvorschlag. Der Vorstand 
bereitet die Sitzung der Mitgliederversammlung und des Beirats vor und führt deren Be-
schlüsse aus. Er unterrichtet den Beirat über wichtige Geschäftsvorgänge.

(4) Verträge mit Beschäftigten für die Erfüllung der Aufgabe nach § 2 Abs. 1 S. 3 Buchsta-
be g) schließt und beendet der Vorstand mit Zustimmung der Bundesstelle und der Län-
derkommission zur Verhütung von Folter.

(5) Der Vorstand entwirft

a) die Vereinsordnung, die auch die Geschäftsordnung für den Vorstand und die Dienst-
ordnung für die Angestellten des Vereins enthalten soll, holt die Stellungnahme des Bei-
rats zu dem Entwurf ein und führt die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 
über die Vereinsordnung herbei,

b) im Einvernehmen mit dem Beirat Richtlinien für die Koordinierung, Vermittlung, Vergabe
und Unterstützung von Forschungsvorhaben sowie für die Planung, Leitung und Durch-
führung von Forschungsvorhaben nach § 3 Abs. 1 und führt die Beschlussfassung der 
Mitgliederversammlung über die Richtlinien herbei.

§ 10 Beirat

(1) Der Beirat besteht aus höchstens zwölf Mitgliedern. Sie sollen möglichst alle Disziplinen
und Fachbereiche, die für die kriminologische Forschung von Bedeutung sind, insbe-
sondere die Kriminologie, Rechtswissenschaft, Medizin, Psychologie, Soziologie, Päd-
agogik und Statistik im Beirat vertreten.

Dem Beirat gehören an:

a) ein Richter, ein Staatsanwalt und ein Vollzugsbediensteter, die von der Mitglieder-
versammlung ernannt werden,

b) ein von der Deutschen Forschungsgemeinschaft ernanntes Mitglied,
c) der Präsident des Bundeskriminalamtes, der Präsident der Deutschen Hochschule der 

Polizei sowie der Präsident des Bundesamtes für Justiz oder von ihnen Beauftragte,
d) fünf Mitglieder, die auf Vorschlag des Vorstandes von der Mitgliederversammlung ge-

wählt werden; mindestens drei dieser Mitglieder sollen korrespondierende Mitglieder 
des Vereins sein.

(2) Mitglieder nach Abs. 1 Buchst. a) und b) können von den Stellen, die sie ernannt ha-
ben, ersetzt werden.

(3) Mitglieder nach Abs. 1 Buchst. d) werden auf sechs Jahre gewählt. Alle drei Jahre, erst-
mals drei Jahre nach dem ersten Zusammentritt, scheiden drei Mitglieder aus. Die Aus-
scheidenden werden durch Neuwahl ersetzt. Die das erste und zweite Mal ausschei-
denden Mitglieder werden durch das Los bestimmt. Für die Mitglieder nach Abs. 1 
Buchst. d) ist einmalige Wiederwahl zugelassen.
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(4) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter werden von den Mitgliedern des Beirats für die 
Dauer von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig.

(5) Der Beirat kann zur Vorbereitung oder selbständigen Erledigung einzelner ihm oblie-
gender Aufgaben oder Aufgabenbereiche Ausschüsse bilden.

(6) Der Vorstand des Vereins kann nicht gleichzeitig Mitglied des Beirats sein.

(7) Die Reisekosten derjenigen Beiratsmitglieder, die dem öffentlichen Dienst oder von der 
öffentlichen Hand finanzierten überregionalen Einrichtungen angehören, werden von 
der entsendenden Stelle getragen; die Reisekosten der übrigen Beiratsmitglieder wer-
den von dem Verein nach der Reisekostenstufe B und C des Bundesreisekostengeset-
zes erstattet.

§ 11 Aufgaben des Beirats

(1) Der Beirat berät den Vorstand und die Mitgliederversammlung bei der Erfüllung der in 
§ 2 Abs. 1 und § 3 Absatz 1 genannten Aufgaben, vor allem bei der Planung, Vergabe, 
Unterstützung und Durchführung von Forschungsvorhaben und bei der Zusammen-
arbeit mit den in § 4 genannten Stellen.

(2) Der Beirat nimmt Stellung

a) zu dem von dem Vorstand aufgestellten Haushaltsentwurf,
b) zu den Vorschlägen des Vorstandes nach § 5 Abs. 2.

(3) Der Beirat kann eine Angelegenheit, die ihm vom Vorstand oder der Mitglieder-
versammlung zur Beratung und Stellungnahme zugewiesen worden ist, mit seiner Stel-
lungnahme der Mitgliederversammlung zur Beschlussfassung überweisen.

(4) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Billigung durch die Mitglieder-
versammlung bedarf.

§ 12 Einberufung und Beschlussfassung des Beirats

(1) Der Beirat wird von seinem Vorsitzenden einberufen. Er tritt mindestens zweimal im Ka-
lenderjahr, sonst auf Antrag des Vorstandes, der Mitgliederversammlung oder auf 
schriftlichen Antrag von fünf seiner Mitglieder zusammen.

(2) Der Beirat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend 
ist.

(3) Eine Stimmübertragung ist nicht zulässig. Schriftliche Beschlussfassung ist zulässig.

(4) Der Beirat beschließt mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

(5) Ist der Beirat in einer Sitzung nach Abs. 2 beschlussunfähig gewesen, so ist er in einer 
erneuten Sitzung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder beschluss-
fähig; hierauf ist in der Einladung zu der erneuten Sitzung hinzuweisen.



8

(6) Der Vorstand kann an den Sitzungen des Beirats teilnehmen. Ihm ist jederzeit auf An-
trag das Wort zu erteilen.

(7) Über jede Sitzung ist eine Niederschrift aufzunehmen, die der Vorsitzende des Beirats 
unterzeichnet. Die Niederschrift ist den Mitgliedern des Beirats binnen eines Monats zu-
zusenden.

§ 13 Vertretung des Vereins

Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich vertreten durch den Direktor in Gemein-
schaft mit seinem Stellvertreter.

§ 14 Haushaltsplan

(1) Der Haushaltsplan des Vereins muss ausgeglichen sein.

(2) Der Haushaltsplan wird von dem Vorstand aufgestellt, dem Beirat zur Stellungnahme 
zugeleitet und von der Mitgliederversammlung beschlossen.
Die Einnahmen und Ausgaben für die Erfüllung der Aufgabe nach § 2 Abs. 1 S. 3 Buch-
stabe g) sind gesondert auszuweisen.

(3) Der Stellenplan ist Bestandteil des Haushaltsplans.

(4) Der von der Mitgliederversammlung beschlossene Haushaltsplan bedarf der Zustim-
mung des Bundesministers der Finanzen und der Zustimmung der Finanzminister und 
Finanzsenatoren der Länder mit Zweidrittelmehrheit.

§ 15 Jahresrechnung

Der Vorstand stellt die Jahresrechnung (Vermögensübersicht mit einer Darstellung der Ein-
nahmen und Ausgaben) auf.
Die Einnahmen und Ausgaben für die Erfüllung der Aufgabe nach § 2 Abs. 1 S. 3 Buchstabe 
g) sind gesondert auszuweisen.

§ 16 Rechtsverhältnisse der Dienstkräfte des Vereins

(1) Für alle Dienst- und Arbeitsverträge gilt das Tarifrecht für den öffentlichen Dienst des 
Bundes entsprechend.

(2) Die Bestimmungen und Grundsätze der öffentlichen Verwaltung über Neben- und Son-
dervergütungen, Reisekosten, Tage- und Übernachtungsgelder, Beihilfen und Vor-
schüsse sowie die Benutzung von Kraftfahrzeugen finden auf die im Dienst des Vereins
stehenden Personen sinngemäß Anwendung.

§ 17 Vereinsvermögen bei Auflösung des Vereins

Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vereins-
vermögen an die Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V., die es 
unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat.


